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Der aktuelle Freitags-Kommentar der «Schweizerzeit» 12.10.2018 

«Schweizerzeit»-Abo für nur 80 Fr./Jahr (Online: 30 Fr./Jahr):  schweizerzeit.ch/abo 

 
 
 
EU-Waffenrichtlinie 
 

Widerstand dem EU-Diktat 
 

von Anian Liebrand, Redaktion «Schweizerzeit» 
 
Nach dem Ständerat hat in der Herbstsession auch der Nationalrat der umstrit-
tenen EU-Waffenrichtlinie zugestimmt. Bis zuletzt hatten Sportschützen, Büch-
senmacher und Militär-Angehörige gehofft, ihre Appelle an die Vernunft würden 
fruchten, indem das Parlament auf die nutzlose Vorlage nicht eintritt. Doch EU-
Hörigkeit und Angst vor Repressalien aus Brüssel haben sich in Bundesbern 
mittlerweile so tief in alle Strukturen eingefressen, dass bei EU-Diktaten keine 
rationalen Argumente mehr zu zählen scheinen. 
 
Die mit dem Schiesswesen und der Miliztradition verbundenen Verbände und Organi-
sationen brachten sich früh in Stellung, um die aus Brüssel verordnete neue Waffen-
richtlinie abzuwehren – oder zumindest insoweit zu verändern, dass das Schweizer 
Waffenrecht nicht gänzlich umgepflügt und infrage gestellt wird. Monatelang dauerte 
das Ringen: Es fanden unzählige Treffen und Gespräche mit Parlamentariern statt, um 
doch noch eine gute Lösung erreichen zu können. Am Ende war alles vergeblich, das 
Referendum wurde unausweichlich. 
 

Schalmeienklänge 
 
Zwar werden Bundesrat und Parlament nicht müde zu betonen, dass man die EU-
Vorgaben so sanft wie möglich umsetzen wolle. In der Tat sind sie den Schützen in 
einigen Punkten entgegen gekommen. Im Gegensatz zu früheren Verlautbarungen 
wurde im Verlauf der Debatten (vorerst) darauf verzichtet, ein zentrales Waffenregister 
einzuführen. Die Ordonnanzwaffe wird nicht als verbotene Waffe eingestuft und auch 
wer sich als Sportschütze betätigen will, muss sich nun doch nicht regelmässig medi-
zinischen oder psychologischen Tests unterziehen – was quasi einer Unmündigkeits-
Erklärung aller Schützen auf Vorrat entsprochen hätte und von der EU so beabsichtigt 
ist. 
 
Was auf den ersten Blick so manche Bürger beruhigen und zur Aussage verleiten mag, 
man habe gerade noch «das Schlimmste abwenden» können, täuscht. Weshalb sähen 
sich die Schützenverbände, die ein Referendum unbedingt vermeiden wollten und auf 
eine parlamentarische Einigung drängten, sonst gezwungen, mit Hilfe der Volksrechte 

https://www.schweizerzeit.ch/abo
https://www.finger-weg-vom-schweizer-waffenrecht.ch/transfer/Definitive-Aenderungen-an-der-Richtilinie-17-05-2017.pdf
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die Notbremse zu ziehen? Wer genau Bescheid wissen will, darf sich von den Schal-
meien-Klängen, wie sie Bundesrätin Sommaruga und alle Fraktionen ausser der SVP 
verbreiten, nicht in die Irre führen lassen. 
 

Vorgebliche «Terror-Abwehr» 
 
Wer – wie zum Beispiel SP-Fraktionschef Roger Nordmann auf Twitter – behauptet, 
Mitglieder von Schützenvereinen seien von der EU-Waffenrichtlinie «nicht betroffen», 
verbreitet grobe Fake News. Wenn diese irreführenden Falschaussagen dazu noch 
mit pietätlosen Anschuldigungen an die Adresse der SVP vermischt werden, grenzt 
das Ganze sogar an üble Nachrede. Dabei müsste jeder Parlamentarier, der noch des 
rationalen Denkens mächtig ist, längst erkannt haben, dass das vorgebliche Ziel der 
Waffenrichtlinie mit deren Inhalt niemals zu erreichen ist. 
 

 
SP-Nationalrat Roger Nordmann am 6. Oktober 2018 auf Twitter.com 
 
Wie fing alles an? Nur kurze Zeit nach dem blutigen Terroranschlag im Bataclan-Club 
von Paris, als islamistische Terroristen am 13. November 2015 über 140 unschuldige 
Menschen erschossen, zauberte die Europäische Kommission (als Exekutivgremium 
der EU) eine zig-seitige Richtlinie aus dem Hut. Als Antwort auf den Terror will die EU 
den privaten Besitz von Feuerwaffen europaweit fast vollständig verbieten. Als Be-
standteil des Schengen-Abkommens verabschiedet, sind die rund 30 zum Schengen-
raum gehörenden Staaten (darunter die Schweiz) verpflichtet, auch diese gesetzlichen 
Weiterentwicklungen automatisch zu übernehmen. 
 

Terror mit illegalen Waffen 
 
Kein Wort davon, dass die Terror-Ursachen wohl in erster Linie mit Migration, offenen 
Grenzen und dem importierten politischen Islam zu tun haben. Im Zuge der von Merkel 
und Macron getragenen «Willkommenskultur» wurden zehntausende Psychopathen, 
Kriminelle und radikale Muslime nach Europa gespült, die sich in bereits bestehende 
Extremisten-Netzwerke eingliedern und in Parallelgesellschaften abtauchen konnten. 
Eine tickende Zeitbombe, die im Übrigen nicht zuletzt von einem gescheiterten Schen-
gen-Abkommen begünstigt wurde. Denn wurde uns nicht immer angepriesen, dass 
Schengen das ideale Instrument wäre, um die europäische Aussengrenze bestmöglich 
zu schützen? 
 
Die erschütternden Terrormorde von Bataclan wurden mit illegal beschafften, durch 
halb Europa geschmuggelte Kalaschnikows begangen. Die EU-Feuerwaffenrichtlinie 
richtet sich aber ausschliesslich gegen den Legalwaffenbesitz – obwohl kein einziger 
Terrorangriff mit Legalwaffen begangen wurde. Welcher Terrorist besorgt sich seine 

https://twitter.com/NordmannRoger
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Waffen schon auf dem ordentlichen Weg, indem er sich in aufwändigem Prozedere 
freiwillig unter staatliche Kontrolle stellt, die Waffen registrieren lässt und so Gefahr 
läuft, dass seine kriminellen Beweggründe auffliegen? Terroristen besorgen sich ihre 
Waffen über dunkle Kanäle – auf dem Schwarzmarkt. 
 
Zudem ist es ein unumstösslicher Fakt, dass ausländische Gefährder europaweit in 
zunehmendem Ausmass Attacken gegen Leib und Leben mit Messern ausführen. Ist 
das etwa keine Form des Terrors? Weshalb treibt die EU kein Messer-Tragverbot vo-
ran, wie es der österreichische Innenminister Herbert Kickl (FPÖ) fordert? 
 

Ziel: Entwaffnung 
 
Die EU gibt vor, mit dieser Feuerwaffenrichtlinie den Terrorismus bekämpfen zu wol-
len, richtet sich aber in der Schweiz frontal gegen anständige Armeeangehörige und 
Bürger, die sich in ihrer Freizeit im Schützenverein engagieren. Nicht die Terrorgefahr 
wird gebannt, sondern die vollständige Entwaffnung der europäischen Bevölkerung 
und die Zerstörung des freiheitlichen Waffenrechts der Schweiz eingeleitet. Letzteres 
ist den EU-Eliten – als föderalistisches, antizentralistisches Charakteristikum – längst 
schon ein Dorn im Auge. 
 
Die in dieser EU-Waffenrichtlinie zementierten Entwaffnungs-Direktiven müssen 
schon lange vor dem Terror-Angriff in Paris erarbeitet worden sein. Wie sonst konnte 
die EU-Kommission bloss wenige Wochen später einen umfassenden Vorschlag prä-
sentieren, der aus ihrer Sicht die Terrorprobleme ultimativ lösen soll? Es liegt auf der 
Hand, dass die Brüsseler Entwaffnungs-Fetischisten nur auf den passenden Moment 
gewartet haben, um ihr Konzept aus der Schublade ziehen zu können. 
 

EU-Hörigkeit 
 
Dass die EU-Richtlinie in Bezug auf ihr vorgebliches Hauptziel – die Bekämpfung des 
Terrors – nicht viel bis gar nichts bringt, wurde in Bundesbern durchaus auch über die 
SVP hinaus erkannt. So hält die Bürgerlich-Demokratisch Partei (BDP) in einem Facts-
heet fest: «In welchem Ausmass die neuen Vorschriften der Terrorbekämpfung wirklich 
dienen, mag diskutabel sein.» In die gleiche Kerbe schlagen die Freisinnigen: «Für die 
FDP war von Anfang an klar: Bei der Übernahme muss der Handlungsspielraum ma-
ximal ausgelotet werden.» 
 
Weshalb diese Parteien zusammen mit der CVP und den frohlockenden Linken dem 
EU-Diktat trotzdem zugestimmt haben, geben sie ganz unverblümt zu: «Die Schweiz 
muss aufgrund ihrer Teilnahme am Schengen/Dublin-Abkommen Teile der EU-Waf-
fenrichtlinie übernehmen» (Pressecommuniqué der FDP vom Mai 2018). Deshalb 
brauche es zwingend eine Lösung, welche dieses Abkommen «nicht gefährde». Dem 
Entwaffnungs-Diktat muss nur deshalb zugestimmt werden, damit es keinen Konflikt 
mit Schengen gibt. Die Richtlinie ist zu schlucken, koste es, was es wolle. 
 
  

https://derstandard.at/2000088859683/Kickls-Messerverbot-soll-nicht-nur-fuer-Fluechtlinge-gelten
https://www.bdp.info/data/uploads/schweiz/deutsch-unterlagen/factsheets/factsheets-2018/factsheet_waffenrichtlinie.pdf
https://www.bdp.info/data/uploads/schweiz/deutsch-unterlagen/factsheets/factsheets-2018/factsheet_waffenrichtlinie.pdf
https://www.fdp.ch/aktuell/medienmitteilungen/medienmitteilung-detail/news/freiheitliches-waffenrecht-und-schengendublin-kein-widerspruch/
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Bürgerliche in der Falle 
 
Denn über allem schweben die dunklen Wolken der sofortigen Verbannung aus dem 
Schengen-Abkommen, sollte sich die Schweiz für einmal durchringen, nicht jede un-
nütze Rechts-Erweiterung abzunicken. Damit das Volk etwas beruhigt – gleichzeitig 
die EU aber nicht verärgert – wird, muss die Vorlage halt ein bisschen abgeschwächt 
werden, bevor man sie lustlos durchwinkt. 
 
Die Mittelinks-Parteien scheinen in der Endlos-Falle festzusitzen: Die Bilateralen Ver-
träge und Schengen trieben sie in ein derartig ungesundes Abhängigkeitsverhältnis, 
dass sie der EU mittlerweile völlig ausgeliefert sind. Kein EU-Abkommen wird mehr 
ernsthaft bekämpft werden können, da wie ein Damoklesschwert stets das grundsätz-
liche Verhältnis zur EU über eigenständigem Denken schwebt. Die EU kann jede noch 
so durchsichtige Salami-Taktik anwenden und die Aufgabe schweizerischer Eigenhei-
ten etappenweise fordern – hat man das Spiel einmal mitgespielt, wird sich Mittelinks 
niemals mehr glaubwürdig aus dem Korsett erheben können. 
 
Während viele Bürgerliche mit dieser festgefahrenen Situation hadern, reiben sich die 
Linken freudig die Hände. Was ihnen bis anhin nie gelungen ist – das freie Waffenrecht 
und die liberale Schiesssport-Tradition zu zerschlagen – scheint sich dank der gross-
zügigen Hilfe der EU unverhofft doch noch zu erfüllen. 
 

Schicksalhaftes Referendum 
 
Nur schon, um aus dieser in die vollständige Auflösung des Sonderfalls Schweiz zie-
lenden Spirale ausbrechen zu können, ist ein erfolgreiches Referendum gegen die EU-
Waffenrichtlinie so wichtig: Als verbindliches Stopp-Signal an die Brüsseler Techno-
kratie, dass sie die Schweiz nicht beliebig auspressen können. Ein Volksentscheid ge-
gen das EU-Diktat und für ein eigenständiges Waffenrecht, dem das Vertrauen des 
Staates gegenüber seinen mündigen Bürgern zugrunde liegt, kann zu einem Akt der 
Befreiung aus selbst geschaffenen Sackgassen werden. Das System der automati-
schen Rechtsübernahme wäre am Ende – die Ausstrahlung würde sich weit über die 
Landesgrenzen hinaus entfalten und aufstrebende EU-kritische Bewegungen in ande-
ren Ländern bestärken, es der Schweiz gleichzutun. 
 
Auch wenn FDP, CVP und BDP betonen, man habe eine unbürokratische und vertret-
bare Lösung mit der EU gefunden, ist ein Referendum natürlich auch aus ordnungs-
politischer und inhaltlicher Sicht unabwendbar – nicht bloss, um von oben herab dik-
tierte Mechanismen prinzipiell abzuwehren. Denn was uns als gutschweizerischer 
Kompromiss verkauft wird, ist in Tat und Wahrheit ein unannehmbarer Angriff auf den 
Schiesssport und Legalwaffenbesitz in der Schweiz. 
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Kein vertretbarer Kompromiss 
 
Schliesslich entsprechen die Gesetzesanpassungen, die das Parlament letztlich be-
schlossen hat, einer weitgehend buchstabengetreuen Übernahme der EU-Vorgaben. 
So werden halbautomatische Feuerwaffen (zu denen auch die Ordonnanzwaffe ge-
hört) verboten. Sie zu besitzen und zu gebrauchen ist nur noch mit einer Ausnahme-
bewilligung möglich. Ebenso bleibt die Zwangsmitgliedschaft in einem Schützenverein. 
Ein detailliertes Argumentarium dazu, was sich genau ändert, findet sich auf der Web-
seite des Referendumskomitees. 
 
Am verheerendsten aber ist, dass die vorläufig ausgehandelte Schweizer Lösung – 
der angeblich «vertretbare Kompromiss» – keinesfalls in Stein gemeisselt ist und die 
versprochene Rechtssicherheit mitnichten dauerhaft gewährleistet. 
 

Gefährlicher Automatismus 
 
Untersteht die Schweiz einmal der EU-Waffenrichtlinie, kann die Europäische Union 
ab 2020 und anschliessend alle fünf Jahre die einzelnen Bestimmungen der Richtlinie 
gemäss Art. 17 (nachprüfbar auf Seite 15 dieses PDF-Dokuments) einer «Eignungs-
prüfung» unterziehen und «gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschläge, insbesondere 
zu den Feuerwaffenkategorien» machen. Brüssel wird Vorschriften erlassen können 
und die Schweiz wird die Kröten erneut zu schlucken haben. Es droht die schrittweise 
Entwaffnung durch die Verschiebung von Waffentypen innerhalb der Feuerwaffenka-
tegorien. 
 
Wenn die EU der Schweiz in einigen Jahren diktieren wird, die Armee-Ordonnanzwaffe 
sei nun doch vollumfänglich als «verbotene Waffe» zu kategorisieren oder die Maga-
zine dürften generell nur noch Platz für 10 Patronen haben, wird Bundesrätin Simo-
netta Sommaruga aller Voraussicht nach nicht mehr im Amt sein, um für ihre Be-
schwichtigungen im Jahr 2018 zur Rechenschaft gezogen zu werden. Es ist anzuneh-
men, dass die Mehrheit der Parteien (mit Ausnahme der SVP) dann wiederum bereit 
sein wird, diese Vorgaben zu übernehmen – bloss um das in den Himmel gelobte 
Schengen-Abkommen nicht zu gefährden. Schliesslich wird das Waffenrecht dannzu-
mal, im Zuge der Salami-Taktik, schon aufgeweicht sein. 
 

Anian Liebrand 

https://eu-diktat-nein.ch/was-aendert-sich-fuer-mich-detailfragen-und-antworten-fuer-waffenbesitzende/
https://eu-diktat-nein.ch/was-aendert-sich-fuer-mich-detailfragen-und-antworten-fuer-waffenbesitzende/
https://www.finger-weg-vom-schweizer-waffenrecht.ch/transfer/Definitive-Aenderungen-an-der-Richtilinie-17-05-2017.pdf
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